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KOLUMNE ZUR ÖKUMENISCHEN SOZIALINITIATIVE (III)

Die Deutsche Bischofskonferenz und
der Rat der EKD haben 2014 den Im-
pulstext „Gemeinsame Verantwortung
für eine gerechte Gesellschaft“ vorge-
legt. Ziel dieser Ökumenischen Sozial-
initiative ist es, eine breite gesellschaft-
liche Debatte über die Gestaltung einer
gerechten Wirtschafts- und Sozialord-
nung anzustoßen. Im Zuge dieser Dis-
kussion befassen sich die Wirtschafts-
Kolumnen der „Tagespost“ derzeit mit
den zehn Kapiteln der Sozialinitiative
und setzen sich jeweils mit einer der
Thesen dieser Sozialinitiative auseinan-
der. Im Internet besteht auf der Seite
www.sozialinitiative-kirchen.de zudem
die Möglichkeit, selbst Kommentare zur
Sozialinitiative zu verfassen. Außerdem
kann dort Einblick in den Text der je-
weiligen These genommen werden.

Finanzmärkte
neu gestalten
VON PROFESSOR JOACHIM WIEMEYER

Zwar hatten die EKD wie die Deutsche Bi-
schofskonferenz bereits kurz nach der Fi-
nanzkrise 2007 bis 2009 in jeweils getrenn-
ten Dokumenten dazu Stellung genom-
men. Ein wesentlicher Grund für die Kir-
chen, sich nach 1997 wieder in einer ge-
meinsamen Sozialinitiative zuWort zumel-
den, lag auch darin, dass die notwendigen
Konsequenzen weder bei den beteiligten
Akteuren der Finanzwirtschaft noch in der
nationalen oder europäischen, schon gar
nicht in der internationalen Regulierung
der Finanzwirtschaft, hinreichend gezogen
wurden.

Eine wesentliche Ursache der Finanzkri-
se lag darin, dass in Zentren der Finanzwirt-
schaft eine Eigenwelt der Finanzmarktmit-
arbeiter entstand, die sich als Herrscher der
Welt verstanden. So sah der frühere Vor-
standssprecher der Deutschen Bank Breuer
die Finanzmärkte als „fünfte Gewalt“ an,
die auf den Devisen- und Anleihemärkten
täglich die Entscheidungen von Parlamen-
ten und Regierungen bewerten. Dass in der
Demokratie jeder Mensch nur eine Stimme
hat, während auf den Finanzmärkten die
Höhe der Beträge in Millionen- oder Mil-
liardenhöhe eine Rolle spielen, und damit
der sozial-ethisch gebotene Vorrang der
Politik vor der Wirtschaft in Frage gestellt
wird, geriet nicht in sein Blickfeld. Der Vor-
standsvorsitzende der führenden Invest-
mentbank Goldman Sachs Lloyld Blank-
fein verstieg sich 2009 sogar zu der Behaup-
tung, dass die „Banker Gottes Werk tun“.
Nach öffentlichem Protest rückte er von
dieser Behauptung wieder ab. Wie viele
nach der Finanzkrise bekannt gewordenen
Skandale, wie die Absprache von Banken-
vertretern in London über die Manipula-
tion zentraler Zinssätze (EURIBOR), zeigen,
schwinden in der abgehobenen Scheinwelt
der Finanzwirtschaft moralische Skrupel.
Der nach außen propagierte „Kulturwan-
del“ lässt sich bisher nicht ablesen, wenn
zum Beispiel bei der Gestaltung der „Boni“
jeweils der gesetzliche Rahmen voll ausge-
schöpft und nach Umgehungsmöglichkei-
ten gesucht wird.

Auch bei der politischen Regulierung
der Finanzwirtschaft kommt der Staat auf
deutscher und europäischer Ebene nur
langsam voran, weil nationale Regierungen
– auch unter Lobbyeinfluss – die vermeint-
lichen Standortinteressen ihrer Finanzwirt-
schaft stützen und damit eine weitere Insta-
bilität und Krisenanfälligkeit der Finanz-
wirtschaft hinnehmen. Indem die europäi-
sche Zentralbank mit ihrer Niedrigzinspoli-
tik maroden Banken sichere Zinsgewinne

ermöglicht, wird eine ursachenadäquate
Neuaufstellung des Bankensystems ver-
schleppt. Außerdem hat es unerwünschte
verteilungspoliti-sche Wirkungen, in dem
bei Banken angelegte Großvermögen ge-
schont oder begünstigt werden. Diese wür-
den in einer Abschreibung der wertgemin-
derten Forderungen der Banken zu Lasten
der Eigentümer bestehen. Anschließend
müssten diese abgewickelt oder rekapitali-
siert werden.

In der Sozialinitiative wird zwar auf eine
traditionelle Richtung der Ökonomie, näm-
lich den Ordoliberalismus von Walter Eu-
cken, Bezug genommen, nicht aber die ak-
tuelle Entwicklung in den Wirtschaftswis-
senschaften ausdrücklich kritisiert. Vor-
herrschend waren für den Finanzmarkt
Theorien, die gerade eine besondere Effi-
zienz und Überlegenheit der Finanzmärkte
betont und so erst Deregulierungsforde-
rungen legitimiert hatten. Eine grundle-
gende Erneuerung der Wirtschaftswissen-
schaften, die die Krisenanfälligkeit beson-
ders der Finanzmärkte sowie gerade die be-
sonderen moralischen Versuchungen in
diesem Wirtschaftszweig, der mehr als an-
dere auf Vertrauen der institutionellen
Marktakteure (Banken) untereinander so-
wie aller Marktakteure angewiesen ist, steht
noch aus.

Auch in Zukunft ist es erforderlich, dass
die Kirchen die Entwicklung der Finanz-
märkte kritisch begleiten. In ihrer Tradition
verfügen sie seit Anbeginn an über eine ge-
sunde Skepsis gegenüber einer sich ver-
selbstständigenden Finanzwirtschaft. Papst
Franziskus (Evangelii gaudiumNr. 58) weist
ausdrücklich darauf hin, dass Geld dienen
und nicht herrschen soll.

Der Autor hat den Lehrstuhl für Christ-
liche Gesellschaftslehre an der Ruhr-
Universität Bochum inne.

Professor Joachim Wiemeyer. Foto: Archiv
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